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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 4. Dezember 1965 zur 
Errichtung der Asiatischen Entwicklungsbank 

— Drucksache V/620 — 


A. Bericht des Abgeordneten Opitz 


Mit dem Ihnen als Drucksache V/620 vorliegenden 
Gesetzentwurf soll die Zustimmung der gesetz- 
gebenden Körperschaften zu dem von der Bundes- 
republik Deutschland am 4. Dezember 1965 Unter- 
zeichneten Übereinkommen zur Errichtung der Asia- 
tischen Entwicklungsbank (AEB) eingeholt werden. 

Die AEB stellt eine auf die asiatischen Bedürfnisse 
zugeschnittene Weiterentwicklung der Weltbank 
und ihrer Schwesterinstitute dar. Ihr Zweck ist es, 
innerhalb des zum Zuständigkeitsbereich der Wirt- 
schaftskommission der Vereinten Nationen für Asien 
und den Fernen Osten (ECAFE) gehörenden Rau- 
mes das wirtschaftliche Wachstum und die wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zu fördern und zur Be- 
schleunigung des wirtschaftlichen Entwicklungspro- 
zesses der sich entwickelnden Mitgliedsländer bei- 
zutragen. Sie soll zu diesem Zweck innerhalb und 
außerhalb Asiens zusätzliche finanzielle Mittel mobi- 
lisieren. 

Um ihren Zweck zu erfüllen, fördert die AEB die 
Anlage öffentlichen und privaten Kapitals in Ent- 
wicklungsprojekten. Unter besonderer Berücksich- 
tigung eines harmonischen wirtschaftlichen Wachs- 
tums der Region sowie der Bedürfnisse der kleine- 
ren und weniger entwickelten Mitgliedstaaten wirkt 
sie durch Kreditgewährung, Übernahme von Betei- 
ligungen und Kreditgarantierung bei der Finanzie- 
rung regionaler, subregionaler und nationaler Ent- 
wicklungsvorhaben und -Programme mit. Neben 
Krediten zu marktmäßigen Konditionen kann sie 
aus Sonderfonds Kredite zu weicheren Bedingungen 
einräumen. Die AEB unterstützt ihre Mitgliedstaaten 
bei der Koordinierung ihrer Entwicklungspolitik 


und -pläne, leistet technische Hilfe und arbeitet mit 
einschlägigen internationalen Organisationen sowie 
nationalen öffentlichen und privaten Stellen zusam- 
men. 

In ihren Geschäftsgrundsätzen macht sich die AEB 
in weitesgehendem Maße die bewährten Erfah- 
rungen der Weltbankgruppe zunutze. So setzt sie 
ihre Mittel grundsätzlich zur Finanzierung bestimm- 
ter Projekte einschließlich solcher ein, die Bestand- 
teil eines nationalen, regionalen oder subregionalen 
Entwicklungsplanes sind. Die Projektauswahl erfolgt 
auf Grund einer strengen, nach bankmäßigen Grund- 
sätzen durchgeführten Prüfung. Bei ihren Entschei- 
dungen darf sich die AEB ausschließlich von wirt- 
schaftlichen Überlegungen leiten lassen. Die von 
der AEB zur Verfügung gestellten Mittel sind grund- 
sätzlich an die Finanzierung von Lieferungen aus 
Mitgliedsländern gebunden. 

Die Mitgliedschaft in der AEB steht allen Ländern 
offen, die Mitglied der Vereinten Nationen oder 
einer ihrer Sonderorganisationen sind. Zu den 
Unterzeichnerstaaten gehören 19 Länder aus der 
ECAFE-Region („Regionalländer") und 12 Nicht- 
Regionalländer (amerikanische und europäische In- 
dustrieländer). Von dem genehmigten Kapital von 
einer Milliarde Dollar wurden 992 Mio Dollar ge- 
zeichnet (Regionalländer: 642 Mio Dollar, Nicht- 
Regionalländer: 350 Mio Dollar). Das in Anlehnung 
an die Kapitalanteile gewogene Stimmrecht sichert 
zwar den Regionalländern (einschließlich Japan, 
Australien, Neuseeland) die Stimmenmehrheit ge- 
genüber den Nicht-Regionalländern; aber den 
(regionalen und nicht-regionalen) Industrieländern 
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die Stimmenmehrheit gegenüber den Entwicklungs- 
ländern. Das gezeichnete Kapital ist zur Hälfte in 
fünf gleichen Jahresraten einzuzahlen; die andere 
Hälfte stellt Haftungskapital dar und kann nur zur 
Deckung von Verbindlichkeiten der AEB aus Kre- 
ditaufnahme und Garantiegewährung abgerufen 
werden; es dient der Verbesserung der Verschul- 
dungsfähigkeit der AEB. 

Die Bundesrepublik hat von dem genehmigten 
Kapital 34 Mio Dollar gezeichnet. Beginnend im 
Jahre 1966 sind hiervon in fünf jährlichen Teil- 
beträgen jeweils 3,4 Mio Dollar — 13,6 Mio DM 
einzuzahlen. Der deutsche Beitrag wird der zweit- 
größte der Nicht-Regionalländer sein (hinter den 
USA); unter Berücksichtigung der Beiträge der 
Regionalländer steht Deutschland an 7. Stelle. 

Die AEB hat, nach dem Vorbild der Weltbank, 
als oberstes Organ einen Gouverneursrat, in dem 
jedes Mitgliedsland vertreten ist. Für die allge- 
meine Geschäftsführung der AEB ist das aus 10 Mit- 
gliedern (7 von regionalen, 3 von nicht-regionalen 
Mitgliedsländern gewählt) bestehende Direktorium 
verantwortlich. Die laufenden Geschäfte der AEB 
werden unter Aufsicht des Direktoriums von einem 


Präsidenten geleitet; er muß Angehöriger eines 
Regionallandes sein. 

Ein deutscher Beitritt zur AEB erscheint aus poli- 
tischen und wirtschaftlichen Gründen notwendig. Er 
dokumentiert das deutsche Interesse an der wirt- 
schaftlichen Entwicklung und an der politischen und 
sozialen Stabilisierung Asiens. Er erschließt der 
deutschen Exportindustrie die Möglichkeit, sich an 
Lieferungen für AEB-finanzierte Projekte zu beteili- 
gen. Die gesunden Bankgriindsätze, auf denen die 
Geschäftspolitik der AEB beruht, und die Mehrheits- 
verhältnisse im Gouverneursrat und Direktorium 
(die industrialisierten Länder verfügen über die 
Stimmenmehrheit) lassen eine erfolgreiche Ge- 
schäftstätigkeit des Instituts erwarten. Auf Grund 
des von den Industrieländern zur Verfügung gestell- 
ten Haftungskapitals dürfte die AEB in der Lage 
sein, zusätzliche Entwicklungshilfemittel am privaten 
Kapitalmarkt zu mobilisieren. 

Der Wirtschaftsausschuß empfiehlt deshalb ein- 
stimmig, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh- 
men. Wegen der Eilbedürftigkeit des Gesetzes wird, 
wenn der mitberatende Ausschuß für Entwicklungs- 
hilfe zu einer anderen Auffassung gelangen sollte, 
eine Ergänzung des Berichts nachgereicht werden. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Opitz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/620 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Opitz 

Berichterstatter 
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